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Die Krise in Venezuela hat alle Lebensbereiche erfasst. Der Auslöser, aber nicht eigentliche Grund der Krise war der Öl-
preisverfall. Während der Durchschnittspreis für venezolanisches Öl 2013 noch 100 US-Dollar betrug, lag er im Februar 
2016 nur mehr bei 24,25 US-Dollar.1 Die Regierung von Präsident Chávez hat das auf den Öleinnahmen beruhende Gesell-
schaftsmodell nicht infrage gestellt, sondern enorm vertieft. In den 17 Jahren des bolivarianischen Prozesses ist die Ab-
hängigkeit der venezolanischen Wirtschaft von den Öleinnahmen weiter gestiegen. Ohne sie könnten die Waren, die zur 
Befriedigung der Grundbedürfnisse notwendig sind, nicht importiert werden. Darunter sind auch viele Güter, die früher im 
Land selbst hergestellt wurden. Eine klassische Wohlfahrtspolitik hatte den Vorrang gegenüber einer Transformation des 
ökonomischen Modells. Auf diese Weise ist die Einkommensarmut verringert worden, ohne dass man die strukturellen 
Bedingungen sozialer Exklusion beseitigt hätte.

Edgardo Lander

Die Implosion Petro-Venezuelas
In der aktuellen Krise gehen die Errungenschaften  
des Chavismus verloren

Die bolivarianische Regierung, die Sozialismus als etatisti-
sches Projekt begriff, vergrößerte den Staatssektor weit über 
seine Kapazitäten hinaus. Deshalb ist der Staat größer, aber 
gleichzeitig schwächer, ineffizienter, intransparenter und 
korrupter geworden. Sowohl die Sozialprogramme, die die 
Lebensbedingungen der Bevölkerung deutlich verbesserten, 
als auch die zahlreichen Projekte der lateinamerikanischen 
Solidarität und Integration beruhten auf dem hohen Ölpreis. 
Dabei ignorierte die Regierung die historischen Erfahrungen 
der zyklischen Ölpreisschwankungen und agierte, als wür-
den die Ölpreise ewig oberhalb der 100-Dollar-Marke liegen. 
Da die Einnahmen aus dem Ölexport schließlich 96 Prozent 
der Gesamtexporte ausmachten, kamen praktisch alle Devi-
sen über den Staat ins Land. Über eine Politik der staatlichen 
Devisenkontrolle wiederum wurde die Überbewertung des 
venezolanischen Bolívar immer weiter verschärft. Dies und 
die persönliche Macht der zuständigen Staatsbeamten, De-
visen zuzuteilen oder zu verweigern, haben den Devisenhan-
del zum wichtigsten Korruptionsherd im Land gemacht.2 

In den fetten Jahren hat man die enormen Staatseinnah-
men zudem ausgegeben, ohne Reservefonds für schlechte-
re Jahre anzulegen. Als der Ölpreis schließlich einbrach, ge-
schah das Unvermeidliche: Die Wirtschaft stürzte in eine tiefe 
und anhaltende Rezession, und das politische Projekt des 
Chavismus begann zu zerfallen. Das Bruttoinlandsprodukt 
fiel 2014 um 3,9 Prozent, im Folgejahr um 5,7 Prozent. Laut 
der Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik 
CEPAL verdoppelten sich die Staatsschulden zwischen 2008 
und 2013. Zudem leidet Venezuela unter der weltweit höchs-

ten Inflationsrate. Im Jahr 2015 betrug sie offiziell 180,9 Pro-
zent, für Lebensmittel und für nicht alkoholische Getränke so-
gar 315 Prozent. Und diese Zahlen sind mit Sicherheit noch 
zu niedrig angesetzt. Es gibt keine offiziellen Daten für das 
laufende Jahr, aber die Inflation im ersten Halbjahr lag, vor 
allem im Lebensmittelbereich, deutlich über diesen Werten.

Die wirtschaftliche Rezession hat zu einer allgemeinen Un-
terversorgung mit Lebensmitteln, Medikamenten und Haus-
haltsartikeln geführt. Die venezolanischen Familien müssen 
immer mehr Zeit darauf verwenden, nach erschwinglichen 
Lebensmitteln zu suchen und Schlange zu stehen. Der Kon-
sum von Lebensmitteln ist spürbar zurückgegangen. Wäh-
rend die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO) Venezuela 2013 noch eine «Aner-
kennung für die außerordentlichen Fortschritte bei der Be-
kämpfung des Hungers» aussprach, ist das Land nun mit 
wachsenden Versorgungsschwierigkeiten konfrontiert. 
Schon vor der aktuellen Zuspitzung der Krise, zwischen dem 
zweiten Halbjahr 2012 und dem ersten Halbjahr 2014, ging 
der Konsum von Vollmilch um mehr als die Hälfte zurück.

Im Gesundheitsbereich ist die Lage nicht weniger kritisch. 
Die Unterversorgung mit Medikamenten, medizinischen Ge-
räten und chirurgischem Material in den Krankenhäusern und 
Gesundheitszentren ist dramatisch. Das Trinkwasser ist rati-
oniert, was vor allem die arme Bevölkerung trifft. Außerdem 
herrscht wegen fehlender Ersatzteile wie Batterien und Auto-
reifen auch eine schwere Krise im öffentlichen Nahverkehr.

Die Regierung weigert sich, in Betracht zu ziehen, dass das 
Land in einen Notstand gerät, der Hilfe aus dem Ausland nö-
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tig macht. Zum einen würde sie damit das Scheitern ihrer Po-
litik anerkennen. Zum anderen will sie aber auch vermeiden, 
dass die Mechanismen des humanitären Interventionismus 
in Gang gesetzt werden und die Tür für eine politische oder 
womöglich militärische Intervention aufgestoßen wird.

In den letzten Jahren hat die Regierung verschiedene Pro-
gramme zur Verteilung von Nahrungsmitteln ins Leben ge-
rufen, denen aufgrund von Ineffizienz und Korruption nur ein 
kurzes Leben beschert war. Zudem haben sich all diese Inst-
rumente auf die Verteilung von Gütern beschränkt, ohne sich 
systematisch mit der Krise der einheimischen Produktion 
auseinanderzusetzen. Dies alles hat zu einer dramatischen 
Verschlechterung der Versorgung und zu einem rasanten 
Verlust der in den Jahren zuvor erreichten sozialen Errungen-
schaften geführt.

Der Verfall der Kaufkraft ist ein generelles Phänomen, das 
allerdings nicht alle Gruppen der Bevölkerung gleicherma-
ßen trifft. Die Verringerung der Einkommensungleichheit 
war einer der wichtigsten Erfolge des bolivarianischen Pro-
zesses. Unter dem Verfall der Kaufkraft haben nun aber vor 
allem diejenigen zu leiden, die von Löhnen, Renten und Pen-
sionen leben. Faktisch wirkt die Wirtschaftspolitik der Regie-
rung wie eine neoliberale Strukturanpassung, die zur Ver-
schlechterung der Lebensbedingungen führt. Der Zahlung 
der Auslandsschulden wird gegenüber der Befriedigung 
der Grundbedürfnisse Vorrang eingeräumt. Dem für Wirt-
schaftsfragen zuständigen Vizepräsidenten Miguel Pérez 
Abad zufolge wird Venezuela seine Importe dieses Jahr deut-
lich reduzieren, um die Kredite bezahlen zu können.

Basisbewegungen, politische Organisationen und For-
schungseinrichtungen haben Vorschläge entwickelt, wie 
sich finanzielle Mittel mobilisieren ließen, um die dringends-
ten Bedürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen. Dazu ge-
hört vor allem die Plattform für ein öffentliches Bürgerhea-
ring (Plataforma de Auditoría Pública y Ciudadana), die eine 
grundlegende Untersuchung der Korruption vor allem im 
Zusammenhang mit der Devisenzuteilung durch den Staat 
an Importunternehmen fordert.3 Doch die Regierung hat 
diese Vorschläge zurückgewiesen. Eine Untersuchung der 
Korruptionsfälle käme dem Öffnen der Büchse der Pandora 
gleich, da mit großer Wahrscheinlichkeit höchste Zivil- und 
Militärbeamte sowie Großunternehmer in diese Fälle verwi-
ckelt sind.

Die vielen Gesichter des bachaqueo 
In den letzten drei Jahren hat es in der ökonomischen Struk-
tur des Landes wichtige Veränderungen gegeben, insbe-
sondere im Handel. Die meisten Grundgüter sind heute nur 
noch auf dem illegalen Markt, dem sogenannten bachaqueo, 
zu bekommen. Dieser komplexe neue ökonomische Sektor 
wird sowohl von Netzwerken im Staat als auch von Privat-
unternehmern betrieben. Da Venezuela unter einer allgemei-
nen Unterversorgung und einer exorbitanten Inflation leidet, 
sind die Preise, die man auf illegalen Märkten erzielen kann, 
zehn- oder 20-mal so hoch wie die offiziell regulierten. Die 
illegale Wirtschaft, die viele Menschen und viel Geld mobili-
siert, operiert auf verschiedenen Ebenen. Dazu gehören ein 
gewaltiger Schmuggel, vor allem Richtung Kolumbien, die 
massive Umlenkung von Gütern aus den öffentlichen Groß-
handelsketten, das Horten von Gütern durch private Händler 
und der Kauf und Verkauf von Waren, die staatlich regulier-
ten Preisen unterliegen, in kleinem und mittlerem Maßstab 
durch die sogenannten bachaqueros (Schwarzhändler). 

Außer Zweifel steht aber auch, dass Venezuela zum Erlie-
gen käme, wenn dieser Wirtschaftssektor von einem Tag auf 
den anderen nicht mehr funktionieren würde. In einer Um-
frage gaben 67 Prozent der venezolanischen Bevölkerung 
an, ihren Bedarf ganz oder teilweise bei den bachaqueros 
zu decken. Es liegt auf der Hand, dass sich die Korruption 
in den staatlichen Vertriebsketten, das Horten von Grundgü-
tern sowie die Spekulation durch Privatpersonen und durch 
bewaffnete, Teile der Vertriebskette kontrollierende Mafias 
verheerend auf die Gesellschaft auswirken. Diese Korrupti-
on und Kriminalität sind nicht mit dem kleinen bachaqueo zu 
vergleichen, der von einem großen Teil der Bevölkerung ein-
fach deshalb praktiziert wird, weil es keine andere Möglich-
keit gibt, die eigene Familie zu ernähren. 

Festzuhalten ist auch, dass die Antwort auf die Krise nicht 
von Solidarität und kollektiven Strategien, sondern von Indi-
vidualismus und Konkurrenz bestimmt ist – und das, obwohl 
der politische Prozess über Jahre den Wert der Solidarität 
hochgehalten und vielfältige Formen kollektiver Organisie-
rung unterstützt hat. Nachdem der bolivarianische Prozess 
wichtige Veränderungen der politischen Kultur in Gang ge-
setzt hat, das Selbstvertrauen der Bevölkerung gestärkt und 
die Überzeugung verbreitet hat, am Aufbau einer besseren 
Welt beteiligt zu sein, ist nun eine regressive Entwicklung 
zu beobachten. Die meisten der in den vergangenen Jahren 
entstandenen Basisorganisationen (Wasserkomitees, Nach-
barschaftsräte, comunas usw.) sind heute stark geschwächt, 
und zwar sowohl wegen der fehlenden staatlichen Mittel, 
von denen sie über die Jahre abhängig wurden, als auch auf-
grund des allgemeinen Vertrauensverlustes in die Regierung 
und die Zukunft des Landes.

Die politische Situation
Mit dem Tod von Hugo Chávez im März 2013 ist eine neue 
politische Situation eingetreten. Bei den Präsidentschafts-
wahlen im März 2013 besiegte Nicolás Maduro, der von Chá-
vez auserkorene Kandidat, den Oppositionspolitiker Hen-
rique Capriles mit einem Vorsprung von nur 1,49 Prozent. 
Fünf Monate früher hatte Chávez bei seinen letzten Wahlen 
noch mit 10,76 Prozent Abstand gewonnen. 

Bei den Parlamentswahlen im Dezember 2015 siegte die in 
der Mesa de Unidad Democrática (MUD) zusammengeschlos-
sene Opposition klar: Sie kam auf 56,26 Prozent der Stimmen, 
das Regierungslager nur auf 40,67 Prozent. Die Identifikation 
der Unterschichten mit dem Chavismus nimmt stark ab, die 
Opposition hat in vielen Wahlbezirken gewonnen, in denen bis 
dahin stets für die Regierung gestimmt worden war.

Doch seit der Niederlage bei den Parlamentswahlen wen-
det sich die Regierung Maduro jedes Mal, wenn sie mit ei-
ner Abstimmung im Parlament nicht einverstanden ist, an 
den Obersten Gerichtshof, damit dieser den Parlamentsbe-
schluss für verfassungswidrig erklärt – was das Gericht in der 
Regel auch umgehend tut. Dazu kommt, dass die Regierung 
bedeutendere Maßnahmen einfach als Präsidialdekrete be-
schließt. Folglich ist die neue Nationalversammlung heute 
eher ein Ort der politischen Polemik als ein Staatsorgan mit 
Entscheidungskompetenzen. 

Die Regierung hat immer wieder neue Spezialmaßnahmen 
verkündet, Sonderkommissionen gebildet, Projekte zur An-
kurbelung der Wirtschaft und Umstrukturierungsmaßnah-
men beschlossen oder den Zuständigkeitsbereich von Mi-
nistern und dem Vizepräsidenten neu zugeschnitten. Doch 
letztlich handelt es sich um eine orientierungslose Regie-
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rung, deren wichtigstes Ziel in der Verteidigung der Macht zu 
bestehen scheint. Mit dieser Politik unterminiert sie die Legi-
timität der Verfassung von 1999, während der wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Verfall des Landes weitergeht.

Es ist kein Geheimnis, dass die US-Regierung der venezola-
nischen Opposition seit Antritt der bolivarianischen Regierung 
1999 politische und finanzielle Rückendeckung gibt und sogar 
den Staatsstreich des Jahres 2002 unterstützt hat. Diese Ag-
gression hat nicht nachgelassen. Im März 2016 bestätigte die 
Obama-Regierung die Resolution des Vorjahres, wonach Ve-
nezuela eine «besondere und außerordentliche Gefahr für die 
nationale Sicherheit und die Außenpolitik der USA» darstellt. 
Aufgrund der Vormachtstellung progressiver Regierungen in 
der Region und aufgrund der lateinamerikanischen Integra-
tionsprozesse (der politischen Union UNASUR, der Freihan-
delszone MERCOSUR und des lateinamerikanisch-karibi-
schen Wirtschaftsrates CELAC) hatten diese Feindseligkeiten 
in der Vergangenheit wenig Erfolg. Doch nun hat sich der geo-
politische Kontext grundlegend verändert.

Proteste, Plünderungen, Repression 
und Unsicherheit
Die Meinungsumfragen bestätigen den Eindruck einer all-
gemeinen Unzufriedenheit, den man auch in den Schlangen 
vor Geschäften, im Bus oder in der U-Bahn bekommt. Dem 
Umfrageinstitut Venebarómetro zufolge schätzen 84,1 Pro-
zent der Bevölkerung die Situation negativ ein, 64,8 Prozent 
geben der Arbeit von Präsident Maduro schlechte Noten 
und 68 Prozent der Befragten sind der Ansicht, dass Maduro 
die Macht so schnell wie möglich abgeben und Präsident-
schaftswahlen anberaumen sollte. 

In den meisten Umfragen zeigt sich allerdings auch, dass 
die Zustimmung zu Opposition und Nationalversammlung 
aufgrund der von der MUD vor den Parlamentswahlen ge-
weckten und nun enttäuschten Hoffnungen ebenfalls rück-
läufig ist. Laut einer Umfrage der oppositionell orientier-
ten Universidad Católica Andrés Bello vertrauen nur noch 
50,58 Prozent der Befragten der Nationalversammlung.

Die Schwierigkeiten, mit denen die große Mehrheit der Be-
völkerung im Alltag konfrontiert ist, haben überall im Land zu 
Protesten, Straßenblockaden und der Plünderung von Wa-
renlagern, Geschäften und Lkw geführt. Einige dieser Pro-
teste wurden möglicherweise angezettelt, um die Regie-
rung zu destabilisieren. Es steht auch außer Frage, dass im 
Land paramilitärische Gruppen aktiv sind. Aber das Ausmaß 
der Proteste verweist doch auch darauf, dass es sich um ein 
weitverbreitetes soziales Phänomen handelt. 

Dazu kommt die Unsicherheit, die von der venezolanischen 
Bevölkerung viele Jahre lang als Hauptproblem im Land be-
zeichnet worden ist. Den Vereinten Nationalen zufolge hat Ve-
nezuela nicht nur die höchste Mordrate Südamerikas, sondern 
ist auch das einzige Land der Region, in dem die Mordrate seit 
1995 beständig gestiegen ist. Auch die Fälle von Selbstjustiz 
haben zugenommen. Das zeigt uns, in welcher tiefen auch 
ethischen Krise sich die venezolanische Gesellschaft befindet.

Die Regierung greift vor dem Hintergrund des allgemeinen 
gesellschaftlichen Zerfalls und in Anbetracht dessen, dass 
sie die Gesellschaft immer weniger erreicht, zunehmend auf 
Repression zurück. Demonstrationen werden mit Tränengas 
gestoppt und unterdrückt. Jede Woche sterben Menschen 
durch Polizeikugeln. Obwohl der Einsatz von Schusswaffen 
durch die Verfassung ausdrücklich verboten ist, hat das Ver-
teidigungsministerium ein Dekret vorgelegt, demzufolge Si-

cherheitsbeamte bei einer «Gefahr für Leib und Leben» «po-
tenziell tödliche Gewaltmittel einsetzen» sollen.

Das Abwahlreferendum
Die venezolanische Verfassung sieht die Möglichkeit vor, 
dass jeder gewählte Mandatsträger nach der Hälfte seiner 
Amtszeit durch ein Referendum abgewählt werden kann. 
Dieses Instrument wurde vom Chavismus immer als eine der 
wichtigsten demokratischen Errungenschaften der Verfas-
sung von 1999 und als zentrale Stütze der partizipativen De-
mokratie hervorgehoben. Die Regierung, die weiß, dass Prä-
sident Maduro das Referendum verlieren würde, hat dank 
ihrer Kontrolle über die Oberste Wahlbehörde (Consejo Naci-
onal Electoral) eine Reihe von Hindernissen etabliert, die das 
Referendum so lang wie möglich hinauszögern soll. 

Die Oberste Wahlbehörde genoss als Institution bislang 
sehr großes Ansehen. Die Einführung von elektronischen 
Wahlautomaten und diverse Kontrollverfahren machten es 
extrem schwer, den Wählerwillen zu manipulieren. Interna-
tionale Wahlbeobachter haben in den vergangenen 15 Jah-
ren immer wieder bestätigt, dass es sich um transparente 
Wahlen gehandelt habe. In diesem Sinne spielte die Obers-
te Wahlbehörde eine zentrale Rolle bei der Verteidigung der 
bolivarianischen Regierung gegenüber den Angriffen aus Wa-
shington und der Rechten weltweit. Doch die Bemühungen 
der Obersten Wahlbehörde, ein Abwahlreferendum im Jahr 
2016 zu verhindern, und die Tatsache, dass die Behörde dabei 
immer offensichtlicher den Anordnungen der Exekutive folgt, 
unterminieren ihre Glaubwürdigkeit. Das ist in Anbetracht der 
wachsenden politischen Spannungen besonders dramatisch. 
Wenn der Bevölkerung die Möglichkeit genommen wird, mit 
regulären demokratischen Mitteln über die politische Zukunft 
zu entscheiden, dann wächst die Gefahr, dass sich die lokal 
versprengten Gewaltausbrüche zu einer allgemeinen Gewalt 
ausweiten, was wegen der Verbreitung von Schusswaffen in 
der Bevölkerung eine extreme Gefahr darstellen würde. 

Je länger eine geordnete Regierungsübergabe hinausge-
zögert wird, die in Anbetracht der Ablehnung gegenüber der 
Regierung Maduro unvermeidlich erscheint, desto stärker 
wird der Chavismus als Projekt der unteren Klassen an Anse-
hen verlieren und desto unvorstellbarer werden Alternativen 
zum Kapitalismus. Die Herausforderung besteht heute darin, 
dafür zu sorgen, dass ein Ende der Regierung Maduro von 
der Bevölkerung nicht als Scheitern des gesellschaftlichen 
Transformationsprojekts erlebt wird. 

Vom Öl- zum Bergbauextraktivismus 
Die tiefe Krise, in der Venezuela heute steckt, stellt einen 
Wendepunkt in der jüngeren Geschichte des Landes dar. 
Aber in welche Richtung wird es weitergehen? Nach einem 
Jahrhundert der Ölausbeutung, in dem die Gesellschaft von 
Rentiers-Logik, Etatismus und klientelistischen Beziehungen 
beherrscht war und das sowohl für Umwelt als auch für die 
kulturelle Vielfalt verhängnisvolle Folgen hatte, sollte jetzt der 
Moment gekommen sein, in dem sich die Gesellschaft – über 
die anstehenden Notmaßnahmen hinaus – des Endes dieses 
ökonomischen Modells bewusst wird. Wir brauchen eine De-
batte, aber auch kollektive Experimente, um einen Übergang 
in Richtung einer anderen Gesellschaft zu wagen. Doch das 
war bisher nicht die Antwort auf die Krise. Sowohl die PSUV 
als auch das Oppositionsbündnis MUD propagierten in ihren 
letzten Wahlprogrammen eine Verdoppelung der Ölproduk-
tion auf 6 Millionen Barrel im Jahr 2019, was den Rentiers-



Charakter der venezolanischen Ökonomie noch weiter vertie-
fen würde. Zuzeit beschränken sich die Anstrengungen der 
Opposition fast ausschließlich darauf, die Regierung Madu-
ro zu stürzen, um zu jener – neoliberalen? – Normalität zu-
rückzukehren, die vor dem bolivarianischen Prozess herrsch-
te. Das wichtigste Vorhaben der Regierung ist die Förderung 
des Bergbaus als neuem Wachstumsmotor. Auf diese Weise 
würde die auf Öl beruhende Rentiers-Ökonomie durch einen 
Bergbau-Extraktivismus ersetzt werden. 

Am 24. Februar 2016 verordnete Nicolás Maduro per Präsi-
dialdekret die Einrichtung einer «Strategischen Entwicklungs-
zone ‹Bergbauregion Orinoco›», wodurch fast 112.000 Qua-
dratkilometer, das heißt 12 Prozent des venezolanischen 
Staatsgebiets, zur Förderung von Gold, Diamanten, Coltan, Ei-
sen und anderen Mineralien freigegeben werden. Dem Präsi-
denten der Zentralbank Nelson Merentes zufolge unterzeich-
nete die Regierung bereits Verträge mit 150 einheimischen 
und transnationalen Unternehmen, die «von nun an Explorati-
onsarbeiten durchführen können, um danach mit der Ausbeu-
tung von Gold, Diamanten, Eisen und Coltan zu beginnen». 
Der Bergbau, vor allem der in der Region Orinoco vorgese-
hene großflächige Tagebau, bringt kurzfristig hohe finanzielle 
Einnahmen, zieht aber eine unwiderrufliche soziale und öko-
logische Zerstörung eines beträchtlichen Teils des venezola-
nischen Territoriums nach sich. Dies alles wurde per Präsidi-
aldekret, das heißt ohne jede öffentliche Debatte und ohne 
die vom Gesetz verlangten Umweltverträglichkeitsstudien be-
schlossen – und das in einem Land, dessen Verfassung von ei-
ner «demokratischen, partizipativen, aktiven, multiethnischen 
und plurikulturellen Gesellschaft» spricht. 

Es gibt keine Technologie für große Bergbauprojekte, die 
wirklich umweltverträglich wäre. Die internationalen Erfah-
rungen sind in dieser Hinsicht eindeutig. In Waldgebieten, 
wie sie in der Bergbauregion Orinoco bestimmend sind, wür-
den die großen Tagebauminen unvermeidlich zu einer mas-
siven Abholzung führen. Die Zerstörung der Wälder würde 
gleichzeitig zu einem erhöhten Ausstoß von Treibhausgasen 
und einer geringeren CO2-Aufnahmekapazität führen und so-
mit die Klimaerwärmung beschleunigen.

Dieses Projekt stellt eine offene Verletzung der Rechte der 
indigenen Völker, wie sie im 8. Kapitel der Verfassung der Bo-
livarianischen Republik Venezuela festgelegt sind, dar. Da-
zu gehört auch, dass den Indigenen das Informations- und 
Konsultationsrecht auf ihrem Territorium vorenthalten wur-
de, wie es sowohl in der venezolanischen Gesetzgebung als 
auch in internationalen Verträgen (wie der 169. Konvention 
der Internationalen Arbeitsorganisation) festgehalten ist. In 
offenem Widerspruch zu den Prinzipien der venezolanischen 
Verfassung werden die indigenen Völker erneut in ihrer Exis-
tenz bedroht; diesmal im Namen des Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts.

Eines der gravierendsten Probleme für die Bevölkerung 
stellten in den vergangenen Jahren die häufigen Stromaus-
fälle dar. Sie sind teilweise auf den Rückgang der Nieder-
schläge im Wassersystem des Caroní, dessen Wasserkraft-
werke bis zu 70 Prozent des Stroms im Land produzieren, 
zurückzuführen. Die Bergbauprojekte in der Region Orinoco 
würden die vom Klimawandel verursachten Veränderungen 
weiter verschärfen und die Leistung dieser Wasserkraftwer-
ke zusätzlich verringern, da die Abholzung in der Region ei-
nen Rückgang der Niederschläge und die Bergbautätigkeit 
eine Abnahme der von den Flüssen geführten Wassermen-
gen nach sich ziehen würde. 

Die Ausbeutung der Bergbauvorkommen soll von «privaten, 
staatlichen und gemischten Unternehmen» vorangetrieben 
werden. Das Dekret sieht eine Vielzahl öffentlicher Anreize 
für die Bergbaukonzerne vor, unter anderem die Flexibilisie-
rung von Rechtsnormen und die Beschleunigung und Ver-
einfachung von Genehmigungsverfahren. Dies alles ist noch 
besorgniserregender, wenn man weiß, dass Präsident Madu-
ro nur zwei Wochen vor Unterzeichnung des Dekrets zur Ein-
richtung der Bergbauregion Orinoco die Gründung einer dem 
Verteidigungsministerium zugeordneten Militärischen Akti-
engesellschaft Bergbau, Öl und Gas (CAMIMPEG) anordne-
te. Dieses Unternehmen hat umfangreiche Kompetenzen, um 
sich «ohne Einschränkungen» dem Bergbau-, Öl- oder Gasge-
schäft widmen zu können. Mit dem absehbaren Engagement 
des Unternehmens in der Region Orinoco werden die Streit-
kräfte ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse daran ha-
ben, dass die Bergbauaktivitäten reibungslos verlaufen. 

Faktisch stellt das Präsidialdekret eine Suspendierung der 
Verfassung von 1999 auf 12 Prozent des venezolanischen 
Territoriums dar. Die Regierung verfolgt damit offenbar zwei 
Ziele. Zum einen will sie den transnationalen Unternehmen, 
die sie anzulocken versucht, die Sicherheit geben, keinerlei 
Widerstand gegen ihre Projekte befürchten zu müssen. Zum 
anderen billigt sie den Militärs eine noch größere Macht zu 
und vergewissert sich so ihrer Loyalität gegenüber der boli-
varianischen Regierung. Dies geht mit der Kriminalisierung 
des Widerstands gegen die Bergbauprojekte einher.

Die Reaktionen aus der Gesellschaft haben nicht lange 
auf sich warten lassen. Neben zahlreichen Foren, Versamm-
lungen, Demonstrationen und Kommuniqués ist vor allem 
die am 31. Mai 2016 am Obersten Gerichtshof eingereich-
te Klage zur Verfassungswidrigkeit des Präsidialdekrets zu 
nennen. Beim Kampf um die Annullierung des Bergbaude-
krets geht es um eine demokratische Zukunft Venezuelas, 
die Überwindung des auf grenzenloser Rohstoffausbeutung 
beruhenden Gesellschaftsmodells und um ein Leben im Ein-
klang mit der Natur. Doch darüber hinaus geht es auch dar-
um, eine Position sichtbar zu machen, die die unproduktive, 
eine kollektive Reflexion verhindernde Polarisierung zwi-
schen Regierung und MUD überwindet. 

Edgardo Lander ist Soziologe und Professor an der Universidad 

Central de Venezuela sowie der Universidad Andina Simón Bolívar 

in Quito. Er war von Anfang an beteiligt am Prozess der Welt

sozialforen sowie der lateinamerikanischen und venezolanischen 

Sozialforen. 

1  In den Monaten Mai und Juni 2016 stieg der Ölpreis wieder leicht an, er liegt aber immer 
noch weit unter dem, der für einen ausgeglichenen Haushalt nötig wäre.  2  Dem ehemali-
gen Minister der Chávez-Regierung Héctor Navarro zufolge sind «etwa 300 Milliarden der 
zwischen 2003 und 2012 eingenommenen Billion US-Dollar spurlos aus den Staatskassen 
verschwunden, ohne dass die Verantwortlichen bestraft worden wären.»  3  Laut Edmeé 
Betancourt, damals Präsidentin der venezolanischen Zentralbank, wurde von den 59 Mil-
liarden US-Dollar, die allein 2012 zu einem subventionierten Wechselkurs zugeteilt wur-
den, 20 Milliarden an Scheinfirmen oder für wirtschaftliche Scheinaktivitäten vergeben. 
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